
 

 
 

 
 

 
 

N E W S L E T T E R 

 

____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Immobilien und Mietrecht: Steuerbegünstigung für Umwandlungen im Konzern nach § 6a GrEStG ist weit                  

auszulegen 

 

   

____________________________________ 

 

Die für die Grunderwerbsteuer geltende Steuerbegünsti-
gung bei Umstrukturierungen im Konzern nach § 6a des 
Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) stellt keine uni-
onsrechtlich verbotene Beihilfe dar und ist zudem weit 
auszulegen. Dementsprechend ist auch der Fall begüns-
tigt, dass eine abhängige Gesellschaft auf ein herrschen-
des Unternehmen verschmolzen wird.  
 
Hintergrund 

 
§ 6a GrEStG begünstigt Umstrukturierungen im Kon-
zern. Der Gesetzgeber beabsichtigte mit dieser Rege-
lung Umstrukturierungen von Unternehmen krisenfest, 
planungssicherer und mittelstandsfreundlicher auszuge-
stalten, damit Unternehmen flexibel auf Veränderungen 
der Marktverhältnisse reagieren können sollen. Ziel darin 
besteht, konzerninterne Umstrukturierungen unter be-
stimmten Bedingungen zu erleichtern 
 
Seit Einführung der Norm gab es jedoch Unsicherheiten 
bei der Anwendung. Zum einen war nicht klar, ob die 
Norm als unionsrechtswidrige Beihilfe zu werten und da-
her nicht anzuwenden sei. Zum anderen war der Wort-
laut der Regelung unklar formuliert, dass über den An-
wendungsbereich diskutiert wurde. Die Finanzverwal-
tung vertrat eine enge Auslegung, nach der etliche Um-
strukturierungsmaßnahmen nicht begünstigt gewesen 
wäre. Zu beiden Punkten hat nur der Bundesfinanzhof 
mit Urteil vom 22.8.2019 (Az. II R 18/19) entschieden. 
 
 
Urteil des Bundesfinanzhofs 

 
Sein Urteil fasst der Bundesfinanzhof in der Pressemit-
teilung Nr. 9 vom 13.2.2020 wie folgt zusammen: 
 

„Steuerbegünstigung bei Umstrukturierungen im Kon-
zern nach § 6a des Grunderwerbsteuergesetzes 
(GrEStG) stellt keine unionsrechtlich verbotene Beihilfe 

dar. Danach ist auch der Fall begünstigt, dass eine ab-
hängige Gesellschaft auf ein herrschendes Unterneh-
men verschmolzen wird. Das hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) mit Urteil vom 22.08.2019 – II R 18/19 entschie-
den. 
 
Die Klägerin war seit mehr als fünf Jahren Alleingesell-
schafterin einer Tochtergesellschaft, die auf die Klägerin 
verschmolzen wurde. Hierdurch gingen die Grundstücke 
der Tochtergesellschaft auf die Klägerin über. Das Fi-
nanzamt sah darin einen steuerbaren Erwerbsvorgang, 
der auch nicht gemäß § 6a GrEStG begünstigt sei. Dem-
gegenüber vertrat das Finanzgericht (FG) die Auffas-
sung, dass die Verschmelzung vom Anwendungsbe-
reich dieser Vorschrift erfasst werde. Es gab daher der 
Klage statt. 
 
Der BFH bestätigte die Entscheidung des FG. Er führte 
aus, dass nach § 6a GrEStG für bestimmte steuerbare 
Erwerbe aufgrund einer Umwandlung (z.B. Verschmel-
zung) die Grunderwerbsteuer nicht erhoben werde. Vo-
raussetzung sei u.a., dass an dem Umwandlungsvor-
gang ein herrschendes Unternehmen und eine abhän-
gige Gesellschaft beteiligt seien und die Beteiligung des 
herrschenden Unternehmens an der abhängigen Gesell-
schaft in Höhe von mindestens 95 % innerhalb von fünf 
Jahren vor dem Rechtsvorgang und fünf Jahren nach 
dem Rechtsvorgang bestehe. Wie der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) entschieden habe, stelle die von § 6a 
GrEStG gewährte Steuerbegünstigung keine unions-
rechtlich verbotene Beihilfe dar. Entgegen der Auffas-
sung der Finanzverwaltung ist, so der BFH, auch die 
Verschmelzung der Tochtergesellschaft auf die Klägerin 
begünstigt. Unschädlich sei, dass die Klägerin nach der 
Verschmelzung aus umwandlungsrechtlichen Gründen 
keine Beteiligung an der Tochtergesellschaft mehr hal-
ten konnte und folglich der „Verbund“ zwischen der Klä-
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gerin als herrschendem Unternehmen und der grundbe-
sitzenden Tochtergesellschaft als abhängiger Gesell-
schaft durch die Verschmelzung beendet worden sei. 
 
Anders als das Bundesministerium der Finanzen legte 
der BFH auch in fünf weiteren Verfahren (II R 15/19, II R 
16/19, II R 19/19, II R 20/19 und II R 21/19) die Steuer-
begünstigung zugunsten der Steuerpflichtigen weit aus. 
Das gilt sowohl für den in der Norm verwendeten Begriff 
des herrschenden Unternehmens als auch für die Frage, 
welche Umwandlungsvorgänge von der Steuerbegünsti-
gung erfasst werden. In einem Verfahren (II R 17/19) sah 
der BFH die Voraussetzungen für die Steuerbegünsti-
gung nicht als erfüllt an.“ 
 
 

Fazit 

 
Die Urteile des BFH klären den bisher umstrittenen An-
wendungsbereich der Steuerbegünstigung für Umwand-
lungen im Konzern nach § 6a GrEStG. Dies bringt deut-
lich mehr Rechtssicherheiten für Umstrukturierungen in 
Konzern, welche bislang gefehlt hat. 
 
 
13.3.2020 
 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach besten Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktualität 
und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen –  übernommen werden. 


